— 395 — 


Geſetz⸗ Sammlung 


für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 42. 


(Nr. 2905.) Verordnung über die Marktſtandsgelder. Vom 4. Oktober 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Verfolg der Vorſchriften im H. 77. der allgemeinen Gewerbe: 
Ordnung vom 17. Januar 1845. (Geſetzſammlung S. 41.) wegen der Markt⸗ 
ſtandsgelder auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, was folgt: 


) . 

An Orten, wo die Erhebung von Abgaben für den Gebrauch. öffentlicher 
Plaͤtze und Straßen zum Feilhalten von Gegenſtaͤnden auf Meſſen und Maͤrk⸗ 
ten (Marktſtandsgelder) bisher nicht beſtanden hat, darf dieſelbe nur mit Ge— 
nehmigung der eren des Innern und der Finanzen eingefuͤhrt, dieſe Ge— 
nehmigung jedoch nur für ſolche Städte ertheilt werden, denen das Meß- oder 
Marktrecht zuſteht. 

Die Genehmigung iſt ſtets als unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
ertheilt anzuſehen. 9 4 5 


Bei Einfuͤhrung von Marktſtandsgeldern iſt der Betrag nur nach der 
Groͤße des von Feilbietenden zum Marktverkehr gebrauchten Raumes und nach 
der Dauer des Gebrauchs zu beſtimmen. Dieſer Betrag darf jedoch den Satz 
von zwei Pfennigen fuͤr den Quadratfuß und fuͤr einen Tag des Gebrauchs 
nirgends uͤberſteigen. Wie dieſe Vorſchrift auf Gegenſtaͤnde, die nicht in Bu— 
den, auf Tiſchen oder in Haufen feil gehalten werden, anzuwenden, und in 
welcher Weiſe die Marktſtandsgelder fuͤr Gegenſtaͤnde, welche bei geringem Werthe 
einen großen Raum einnehmen, verhaͤltnißmaͤßig geringer feſtzuſetzen ſei, haben 
die Miniſterien ($. 1.) zu beſtimmen. 


H. 3. 


Unter den Marktſtandsgeldern ($$. 1. und 2.) iſt die Miethe für Bu⸗ 
den, Zelte, Tiſche, Unterlagen, Stangen oder ſonſtige Vorrichtungen, welche den 
Verkaͤufern zum Gebrauch uͤberlaſſen werden, nicht begriffen. 

Jahrgang 1847. (Nr. 2905.) 66 Es 


Ausgegeben zu Berlin den 9, Dezember 1847. 
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Es ſteht einem Jeden frei, ob er ſich der ihm ſelbſt run Vor⸗ 
richtungen bedienen, oder ſolche von Anderen entnehmen will. 


§. 4. 

Die Tarife zur Erhebung der Marktſtandsgelder muͤſſen waͤhrend der 
Meß⸗ und en m zu Jedermanns Einſicht auf den zum Feilhalten beſtimm⸗ 
ten Platzen und Straßen aufgeſtellt fein, und es duͤrfen außer den darin be- 
ſtimmten Abgaben keine andere erhoben werden. 

Die Erhebung darf nur auf den Verkaufsſtellen ſelbſt, nicht aber ſchon 
beim Eingange der auf den Markt zu bringenden Gegenftände in den Marktort 
ſtattfinden. Die Erhebung höherer oder anderer, als der tarifmaͤßigen Abga— 
ben wird nach dem Geſetze wegen der Tarifsuͤberſchreitungen bei Erhebung der 
Kommunikationsabgaben vom 20. März 1837. (Geſetzſammlung von 1837. 
S. 57. bis 60.) beſtraft. 


§. 5. 

Die Erhebung von Marktſtandsgeldern ($. 1.) darf da, wo fie bisher 
Statt gefunden hat, fortdauern, ſie kann aber uͤberall, wo es fuͤr nothwendig 
erachtet wird, nach Anleitung der 9 . 2. 3. und 4. anderweit regulirt werden. 
Auch kann nach Umſtaͤnden eine Ermaͤßigung der Tarifſaͤtze angeordnet werden. 
Beruhet aber das Recht, dieſe Abgabe nach beſtimmten Saͤtzen zu erheben, auf 
einem beſonderen Rechtstitel, ſo wird in dem Falle, wenn eine Ermaͤßigung 
nothwendig befunden und wider den Willen des Berechtigten angeordnet wird, 
Entſchaͤdigung nach den beſtehenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ge⸗ 
waͤhrt; doch findet ſelbſt in dieſem Falle ein Entſchaͤdigungsanſpruch nicht 
Statt, wenn die Berechtigung dem Fiskus oder einer Kaͤmmerei oder Gemeinde 
innerhalb ihres Kommunalbezirks zuſtand. 

Bevorzugungen, welche bei Entrichtung von Marktſtandsgeldern ſtatt⸗ 
finden, können gleichfalls aufgehoben werden, in fofern fie nicht auf beſonderem 
Rechtstitel beruhen. ö 


$. 6. 

Bei Erhöhung bereits beſtehender Marktſtandsgelder finden die Vor⸗ 

ſchriften der $$. 1. bis 4. ä 
. 

Alle den * der gegenwaͤrtigen Verordnung entgegenſtehende 
allgemeine und beſondere Vorſchriften werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 
Ueber die Ausfuͤhrung dieſer Verordnung haben die Miniſterien des Innern 
und der Finanzen naͤhere Anweiſung zu ertheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouei, den 4. Oktober 1847. 

L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 


v. Bodelſchwingh. Frhr. v. Canitz. v. Duͤesberg. 
Kr den Staatsminiſter Uhden: 
Ruppenthal. 


(Nr. 2906.) 
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(Nr. 2906.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Greif⸗ 
aue Kreisobligationen zum Bettage von 60,000 Rthlr. Vom 29. 
Oktober 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden ‚, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem von den Greiffenhagener Kreisſtaͤnden die Aufbringung der, außer 
den bewilligten Staats- und den Provinzialzuſchuͤſſen erforderlichen Mittel 
zum Bau der Chauſſee von Bahn nach Greiffenhagen im Wege 
einer Anleihe beſchloſſen und bei Uns darauf angetragen worden iſt, daß der 
Kreis su dieſem Behufe auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene 
Kreisobligationen im Betrage von Sechszig Tauſend Thalern ausſtellen duͤrfe, 
jo wollen Wir den gedachten Beſchluß genehmigen und mit Ruͤckſicht darauf, 
daß ſich bei dem obigen Antrage weder im Intereſſe der Schuldner, noch der 
Gläubiger etwas zu erinnern gefunden, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. (Geſetzſammlung 1833. Seite 75.) zur Ausgabe von 
Greiffenhagener Kreisobligationen bis zur Geſammtſumme von Sechszig Tau⸗ 
ſend Thalern in Appoints von mindeſtens 50 Rthlr., welche nach dem anlie- 
genden Schema auszuſtellen, mit vier Prozent zu verzinſen und aus einem vom 

9% Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds mit 1 Prozent nach der durch das Loos 
zu beſtimmenden Folgeordnung zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere Landes herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
befugt iſt. 

; Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates uͤbernommen. 
Gegeben Sansſouei, den 29. Oktober 1847. i 5 
. 8. Friedrich Wilhelm. 

v. Bodelſchwingh. v. Duͤesberg. 

Schema. — tm << — — 

0 Greiffenhagener Kreis-Obligation. 

Litt. No 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau von Greiffenhagen nach 

Bahn im ebe Kreiſe bekennt auf Grund des unter dem ten 

Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 14. Mai 

und 12. Juni 1847. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe fuͤr jeden Inha— 

ber guͤltige Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern 

Preußiſch Kurant nach dem Muͤnßfuße von 1764., welche zu dem vorgenann— 
ten Chauſſeebau kontrahirt wird. 

Die Ruͤckzahlung geſchieht allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebil- 
deten Tilgungsfonds von jaͤhrlich 1 Prozent des angeliehenen Geſammtkapitals 
von Sechszig Tauſend Thalern. Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuld— 
verſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt. ie ausgelooften Schuldver⸗ 

(Nr. 2906.) 66* ſchrei⸗ 
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8 werden durch die Allgemeine Preußiſche Zeitung, die Stettiner 
Zeitung das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin und das Greif— 
fenhagener Kreisblatt mit der rechtlichen Wirkung zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht, daß die Inhaber derſelben dadurch zur Annahme des auf jene Schuld⸗ 
verſchreibungen fallenden Kapitals nebſt Zinſen zu den, in der Bekanntmachung 
bezeichneten Terminen verpflichtet werden. Im Falle des Eingehens eines oder 
des anderen der genannten Blaͤtter, beſtimmt das Koͤnigliche Landrathsamt zu 
Greiffenhagen, in welchem anderen Blatte an Stelle des Eingegangenen dieſe 
Bekanntmachungen erfolgen. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb er— 
gehenden öffentlichen Bekanntmachung zuruͤckzuzahlen iſt, wird es in ſechsmonat⸗ 
lichen Terminen, von heute ab gerechnet, mit vier Prozent in gleicher Muͤnz— 
ſorte mit jenem verzinſet. 

Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck— 
gabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Deſſen zur Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter— 
ſchrift ertheilt. 

Greiffenhagen, den ten 


Die Staͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſebau von Greiffenhagen 
nach Bahn. 

Mit dieſer Obligation ſind 5 Zinskupons von Nr. 1. bis 5. 

mit der Unterſchrift der hier verzeichneten ſtaͤndiſchen Kom— 

miſſarien ausgegeben, deren Ruͤckgabe mit früherer Einloͤ— 

ſung des Kapitals mit der Schuldverſchreibung erfolgt. 


(Nr. 2907.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29. Oktober 1847., betreffend die den Kreis— 
ſtaͤnden des Greiffenhagener Kreiſes in Bezug auf den Bau und die Unter— 
haltung einer Kunſtſtraße von Bahn nach Greiffenhagen bewilligten fiska— 
liſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Staͤnden des 
Greiffenhagener Kreiſes zum Ausbau einer Chauſſee von Bahn nach Greiffen— 
hagen Meine Zuſtimmung ertheilt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß die Vor— 
ſchriften der Verordnung vom 11. Juni 1825. (Geſetzſammlung 1825. S. 152.) 
in Betreff der Entnahme von Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs-Materialien 
von benachbarten Grundſtuͤcken, ſowie das Expropriationsrecht fuͤr die zur 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke auf die gedachte Straße Anwendung finden 
ſollen. Zugleich will Ich den Staͤnden des Greiffenhagener Kreiſes fuͤr jene 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal fuͤr 
die Staatschauſſeen geltenden Tarif, jetzt nach dem Tarif vom 29. Februar 
1840. verleihen. Auch ſollen die zuſaͤtzlichen Beſtimmungen dieſes Tarifes, fo: 
wie alle fuͤr die Staatschauſſeen beſtehenden polizeilichen Beſtimmungen, insbe— 
ſondere die Vorſchriften des Regulativs vom 7. Juni 1844., das 1 

ei 
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bei Chauſſeepolizei- und Chauſſeegeld⸗Uebertretungen betreffend (Geſetzſammlung 
1844. S. 167.) auf die nackt Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansfouei, den 29. Oktober 1847, 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und v. Duͤesberg. 


(Fr. 2908.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender 
Ruppiner Kreisobligationen zum Betrage von 130,000 Rthlr.; Vom 1. No: 
vember 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem von den Ruppiner Kreisſtaͤnden auf den Kreistagen vom 8. Novem⸗ 
ber 1845. und vom 16. Februar, 25. Mai und 1. September 1846. beſchloſſen 
worden, die zur Ausführung reſp. Unterſtuͤtzung verſchiedener Chauſſeebauten 
im Ruppiner Kreiſe erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu be— 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde, zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Kreisobligatio- 
nen zu dem Betrage von einmalhundert und dreißig Tauſend Thalern ausſtel⸗ 
len zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger, noch der 
Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Ge— 
ſetzes vom 17. Juni 1833., zur Ausſtellung von Ruppiner Kreisobligationen 
zum Betrage von einmalhundert und dreißig Tauſend Thalern, welche in 
Stuͤcken von 1000 Rthlr., 500 Rthlr. und 100 Rthlr. nach dem anliegenden 
Schema auszufertigen und mit 4 Prozent jährlich zu verzinſen und gemäß 
dem beiliegenden Plane aus den vom Kreiſe aufzubringenden Betraͤgen nach 
der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung zu tilgen ſind, durch gegen— 
. wärfiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen 
Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus her— 
vorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu 
duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen in keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen 
wird, iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Gegeben Sansſouei, den 1. November 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. v. Duͤes berg. 


Nr. 29072908 Schema 


u ME im 


Schema. 
Ruppin Obligation 
Lätt. we 
über Rthlr. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Ruppiner Kreiſes 
bekennt ſich, Namens des Kreiſes, auf Grund der Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreis- 
tagsbeſchluͤſſe vom 8. November 1845., 16. Februar, 25. Mai und 1. Sep⸗ 
tember 1846. durch dieſe fuͤr oo Inhaber guͤltige Verſchreibung zu einer 
Schuld von halern. Die Ruͤckzahlung dieſer Summe er— 
folgt aus einem zu dieſem Zwecke gebildeten Tilgungsfonds, in einer durch das 
2008 zu beſtimmenden Folgeordnung, 6 Monate nach vorhergegangener oͤffent⸗ 
licher Bekanntmachung gegen Ruͤckgabe dieſer Obligation. Bis dahin wird 
dieſelbe jährlich mit 4 Prozent verzinſt, welche gegen die, der Obligation bei⸗ 
gefügten Zinsſcheine in halbjaͤhrigen Terminen bei der Chauſſeekaſſe zu Neu⸗ 
Ruppin gezahlt werden. Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen 
erfolgt durch die Berliner Voßiſche und die Berliner Haude- und Spenerſche 
Zeitung, ſowie durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam 
und das Ruppiner Kreisblatt mit der rechtlichen Wirkung, daß die Inhaber 
derſelben dadurch zur Annahme der darauf fallenden Kapitalien nebſt Zinſen 
zu dem in der Bekanntmachung bezeichneten Termin verpflichtet ſind. Im Fall 
des Eingehens eines oder des andern der genannten Blaͤtter beſtimmt das 
Königliche Landrathsamt Ruppiner Kreiſes, in welchem andern Blatte anſtatt 
des eingegangenen die Bekanntmachungen erfolgen. Wenn der Betrag dieſer 
Obligation nach erfolgter Kuͤndigung, nicht in dem feſtgeſetzten Termine erho⸗ 
ben wird, ſo kann dieſelbe innerhalb der naͤchſten 4 Jahre auch in ſpaͤtern 
Terminen zur Einloͤſung praͤſentirt werden, fie trägt aber von der Verfallzeit 
4 10 5 Zinſen mehr und verliert dann nach Ablauf von 4 Jahren ganz ihren 
Werth. 

Neu-Ruppin, den 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion 
fuͤr den Chauſſeebau des Ruppiner Kreiſes. 


Mit 20 Kupons. 
Erſter Kupon zur Ruppiner Kreis⸗Obligation Litt. FE 
No. uͤber Rthlr. Inhaber empfaͤngt vom 
2. Januar 18 an halbjaͤhrigen Zinſen 
Thaler. 
Neu⸗Ruppin, den 21 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion . 
fuͤr den Chauſſeebau des Ruppiner Kreiſes. 
Dieſer Kupon wird unguͤltig, wenn 
ſein Geldbetrag nicht bis zum 2. Ja⸗ 
nuar 18 erhoben worden iſt. 


Plan 
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Plan 
zu einer fuͤt Rechnung des Ruppiner Kreiſes zu negoziiren— 
den Anleihe. 


1) Zufolge der Allerhoͤchſt genehmigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 8. Novem— 
ber 1845., 16. Februar, 25. Mai, 1. September 1846. ſoll für Rech⸗ 
nung des Ruppiner Kreiſes eine Summe von 130,000 Rthlr. ſukzeſſive 
zur Ausfuͤhrung von Chauſſeebauten angeliehen werden. 

2) Ueber dieſe Anleihe ſollen auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen 
verſehene Kreisobligationen im Betrage von refp. 100, 500 und 1000 
Rthlr. ausgeſtellt werden. Die Darleiher begeben ſich zwar des Kuͤn— 
digungsrechts, daſſelbe bleibt ihnen indeß vorbehalten, wenn die Zins— 
zahlung nicht regelmaͤßig erfolgen ſollte. Die unterzeichnete ſtaͤndiſche 
Kommiſſion aber bedingt ſich aus, die Obligationen ſowohl direkt, als 
durch Aufruf in den beiden Berliner Zeitungen, dem Potsdamer Regierungs— 
Amtsblatte und dem hieſigen Kreisblatte kuͤndigen zu koͤnnen und die 
Ruͤckzahlung in der sub 4. und 5. bezeichneten Art zu bewirken. 

3) Die Verzinſung des Darlehns erfolgt mit 4 Prozent jaͤhrlich, und zwar 
in halbjaͤhrigen Terminen, jedesmal in der erſten Woche des Januar 
und des Juli. Die Auszahlung geſchieht bei der Chauſſeekaſſe in Neu: 
Ruppin, event. auch an einem in Berlin zu beſtimmenden Platze. 

4) Die Ruͤckzahlung, ſowie die Verzinſung des angeliehenen Kapitals wird 
dadurch ſichergeſtellt, daß mit Allerhoͤchſter Genehmigung von dem Be— 
ginne des Chauſſeebaues bis zur gaͤnzlichen Tilgung der Schuld jaͤhrlich 
8000 Rthlr. von den Kreiseingeſeſſenen aufgebracht werden, von denen 
zunaͤchſt die Zinſen der ſukzeſſive anzuleihenden Kapitalien berichtigt, der 
jaͤhrlich verbleibende Ueberſchuß waͤhrend des Baues mit zu dieſem, 
nach Beendigung deſſelben aber zur Amortiſation der Anleihe, welche 
demnach erſt nach Ablauf von vier Jahren beginnt, verwandt wird. 

5) Die zur Auszahlung kommenden Obligationen werden durch das Loos 
beſtimmt und die gezogenen Littr. und Nr. vor dem 1. Januar des be— 
treffenden Jahres in den ad 2. genannten Blättern gekuͤndigt, worauf 
dann die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen in dem zunaͤchſt fol⸗ 
genden Zinstermine vom 1. bis 8. Juli erfolgt. Gekuͤndigte Obligatio- 
nen, deren Betrag in dem feſtgeſetzten Termine nicht erhoben wird, koͤn— 
nen innerhalb der naͤchſten 4 Jahre auch in ſpaͤteren Terminen zur Ein— 
loͤſung praͤſentirt werden, ſie tragen aber von der Verfallzeit ab keine Zin— 
fen mehr. Sind dagegen 4 Jahre feit ihrer Auslooſung verfloſſen, fo 
verlieren ſie ganz ihren Werth. Ebenſo werden Zinskupons werthlos, 
wenn fie innerhalb 4 Jahren nach ihrem Faͤlligkeitstermine nicht abge: 
hoben worden ſind. 

6) Zunaͤchſt ſollen 30,000 Rthlr. in den gedachten Obligationen emittirt 
werden. Spaͤterhin wird die jährliche Anleihe am 1. April aufgenom- 

(Nr. 2908—2909,) men 
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men und noch beſonders durch die öffentlichen Blätter darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht werden. 

7) Die Obligationen ſind demnaͤchſt bei der Chauſſeekaſſe zu Neu- Ruppin 
gegen Einzahlung des Betrages zu erhalten, doch iſt die unterzeichnete 
Kommiſſion bereit, ſchon jetzt etwanige Beſtellungen anzunehmen, und 
ſollen die bei derſelben angebrachten ſicheren Meldungen ſowohl jetzt als 
bei ſpaͤteren Einzahlungsterminen vorzugsweiſe beruͤckſichtigt werden. 

Neu-Ruppin, den 25. Mai 1846. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Bau der Chauſſeen im 
Ruppinſchen Kreiſe, im Namen und in Vollmacht der 
Kreisverſammlung. 


(Nr. 2909.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 12. November 1847., betreffend die Erhöhung 
des Zinsſatzes fuͤr die, zufolge der Beſtaͤtigungsurkunde vom 12. Juni 
1846. noch auszugebenden Prioritaͤtsobligationen der Niederſchleſiſchen 
Zweigbahngeſellſchaft im Betrage von 248,000 Rthlr. 


Nachdem die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft im Ein— 
verſtaͤndniß mit dem Ausſchuſſe der gedachten Geſellſchaft auf Grund des 
$. 5. des Statuts (Geſetzſammlung fuͤr 1844. Seite 678.) beſchloſſen hat, den. 
Zinsſatz für die, zufolge der Beſtätigungsurkunde vom 12. Juni 1846, (Ge⸗ 
ſetzſammlung Seite 221.) noch auszugebenden Prioritätsobligationen im Betrage 
von 248,000 Rthlr. auf fuͤnf Prozent zu erhoͤhen, ſo will Ich hierzu unter 
Abänderung der bezuͤglichen Beſtimmung im H. 3. des der erwaͤhnten Beſtaͤti⸗ 
ungsurkunde beigefuͤgten Plans Meine Zuſtimmung ertheilen und zugleich mit 
Bezug auf H. 4. des Plans genehmigen, daß die noch auszugebenden Priori— 
tätsobligationen zum Betrage von 248,000 Rthlr. erſt vom 1. Januar 1853. 
ab Seitens der Geſellſchaft kuͤndbar ſein ſollen. Die vorgedachten Abänderun- 
en des unterm 12. Juni 1846, beſtaͤtigten Plans, bei welchem es in allen 
uͤbrigen Punkten ſein Bewenden behaͤlt, koͤnnen durch einen entſprechenden Ver⸗ 
merk auf den bereits gedruckten und noch auszugebenden Prioritaͤtsobligationen 
ausgedruckt werden. Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansfouci, den 12. November 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Finanzminiſter von Duͤes be rg. 


